
Bundessozialgericht

A.Z:41LBA.1.3_1_66.6.

Zugcstcllt am
54. März 4970

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte:

g e g e n

. o o o o 11 o o n o o o o c o o o 0 & e ovo o e o o

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 11„ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne
mündliche Verhandlung am 17° März 1970 durch

Senatspräsident Dr° H a u e i s e n
. — Vorsitzender —,

Bundesrichterin Dr° S c h w a r z ,
Bundesridhter Dr° B u s s ,
Bundessozialrichter R u n d g e b u r t und

Bundessozialrichter H e i m a n n

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Schleswig—Holsteinischen Landessozialgerichts

vom 80 Dezember 1965 wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten sind dem Kläger auch

für das Revisionsverfahren nicht zu erstatten.
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Die Beteiligten streiten darüber‚ ob bei der Berechnung

des Altersruhegeldes des Klägers Wiedergutmachungsleistun—

gen9 die ihm als Verfolgtem des Nationalsozialismus gewährt

worden sind, als Arbeitsentgelt zugrunde zu legen sindo

Der Kläger, geboren 1896? war seit 1928 Angestellter beim

Arbeitsamt Waldenburg/Schlesieno 1933 wurde er aus poli—

tischen Gründen entlassen und war bis 1936 arbeitsloso

Danach war er bis 1945 beim Amtsgericht und sodann beim

Finanzamt in Iandeüaut/Schlesien als Angestellter beschäf—
tigt. Nach seiner Vertreibung aus Schlesien war er von Ende

Mai 1946 bis Ende September 1961 (Vollendung des 65° Lebens—
jahres) Angestellter beim Straßenzentralamt der Verwaltung

für Verkehr des Vereinigten Wirtschaftsgebietes9 dem späte—

ren KraftfahrtrBundesamt in Flensburg; er erhielt dort
zu—

nächst Bezüge nach Vergütungsgruppe IX TOQA, später höhere

Bezüge und zuletzt Bezüge nach Vergütungsgruppe Vlb TO„A„

Durch Bescheid des Bundesministers für Arbeit (BMA) vom

130 Juli 1954 wurde er als Verfolgter des Nationalsozialis—

mus anerkannt mit der Maßgabe, daß er so zu stellen sei9

als sei er 1933 nicht entlassen worden‚ sondern im Dienste

verblieben und ab 10 Januar 1939 nach Vergütungsgruppe Vlb

TO„A höhergruppiert worden°
\

Mit Bescheid vom 240 Januar 1962, der bindend geworden ist,

gewährte die Beklagte dem Kläger Altersruhegeld ab 1° Sep—

tember 1961° Sie berücksichtigte dabei die dem Kläger für

die Zeit bis Mai 1945 gewährten Wiedergutmachungsleistungen2

rentensteigernd und rechnete die Zeit vom Zusammenbruch bis

zu seiner Wiederverwendung Ende Mai 1946 als Ersatzzeit ano
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Mit Wiedergutmachungsbescheid vom 80 Januar 1963 wurde

der Wiedergutmachungsbescheid vom 130 Juli 1954 aufgrund

des Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung national—

sozialistischen Unrechts für Angehörige des öffentlichen

Dienstes (BWGÖD) idF des 60 Änderungsgesetzes vom 18° August
1961 (BGBl I 1349) vom BMA als wiedergutmachungspflichtigem

Dienstherrn geändert und ergänzt wie folgt:

1
" I Ziff() 1 erhält folgende Fassung:

!
10

Der Antragsteller ist so zu behandeln, als wäre er

nicht am 1° Juni 1933 beim Arbeitsamt Waldenburg

entlassen worden, sondern im Dienst verblieben,

am 10 Januar 1939 nach Vergütungsgruppe VIb TO„A

und am 10 Januar 1951 nach Vergütungsgruppe Vb

TOtA aufgerückt.
„

w1 *

II Nachstehende Ziff° 3 bis 5 werden neu eingefügt:

3° Der Antragsteller hat ab 10 Januar 1954 Anspruch

auf Zahlung von Bezügen nach @ 21a BWGÖD° Das

Einkommen aus seiner Verwendung im öffentlichen

Dienst ist nach Abs° 3 aaO anzurechnen„

Für die Zeit vom 27„ Mai 1946 bis zum Entstehen
des Anspruchs aus 9 21a Absc 2 BWGöD, längstens
jedoch für die Dauer der Wiederverwendung? sind

dem Antragsteller unter Anrechnung der bereits

‚bezogenen Vergütung die Bezüge zu zahlen, die er

erhalten hätte, wenn ihm ab 270 Mai 1946 eine

Stelle nach Ziff° 1 übertragen worden wäreo Die

Wiedergutmachungsleistungen, die der Bundesmini—

ster für Verkehr dem Antragsteller nach @ 35 Abso

2 BWGöD bereits gewährt hat, sind anzurechnen„

0 Die Wiedergutmachungsleistungen nach Ziff° 4 stel—

len Einkommen aus einer Verwendung im öffentlichen

Dienst im Sinne des 5 21a Abs° 3 BWGÖDdar und sind
daher entsprechend anzurechneno„o"
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Sozialversicherungsbeiträge aus den Zahlungen des wieder—
gutmachungspflichtigen Dienstherrn an den Kläger sind an

die Beklagte nicht abgeführt worden„

Im April 1963 beantragte der Kläger bei der Beklagten unter

Hinweis auf 5 21a Abso 5 und Abso 6 BWGÖD idF vom 18;August

1961 und auf den Bescheid des BMA vom 80 Januar 1963 die

Neuberechnung seines Altersruhegeldesc Die Beklagte lehnte

dies mit Bescheid vom 240 März 1964 ab, weil es sich bei

den dem Kläger vom BMA gezahlten Wiedergutmachungsleistungen

um Ausgleichsbeträge gemäß @35 Abs„ 2 BWGÖDhandele, die
kein Entgelt im Sinne der Sozialversicherung seienu Der

Widerspruch des Klägers wurde mit Bescheid vom 17„ August

1964 zurückgewieseno Mit der Klage beantragte der Kläger9

"die Bescheide vom 240 März und 17„ August 1964 aufzuheben

und die Beklagte zu verurteilen9 ihm einen Bescheid zu er—
teilen, durch den ihm unter Berücksichtigung der Tatsache9

daß für ihn für die Zeit vom 10 Januar 1939 bis zum 31„ De—

zember 1950 ein Arbeitsentgelt entsprechend der Vergütungs—

gruppe Vlb TO„A und vom 1° Januar 1951 bis zum 30° Septem—

ber 1961 ein solches entsprechend der Vergütungsgruppe Vb

TOGA gewährt werden ist, ein höheres Altersruhegeld gewährt

wird"o Das Sozialgericht (SG) Schleswig gab der Klage

statt (Urteil vom 10„ Februar 1965)° Das Schleswig—Hol—

steinische Landessozialgericht (LSG) hob auf die Berufung

der Beklagten das Urteil des SG auf und wies die Klage ab

(Urteil vom 80 Dezember 1965)° Es führte im wesentlichen

aus: Für die Zeiten von Januar 1939 bis zur Wiederverwen—

dung nach dem Zusammenbruch (Mai 1946) hätte das SG die

Klage als unzulässig abweisen müssen9 weil diese Zeiten

bereits in dem angefochtenen Bescheid berücksichtigt seienn
Für die folgende Zeit sei der Klageanspruch nicht begründet„

Der Kläger sei entsprechend den Bescheiden vom 13c Juli 1954

und 8° Januar 1963 nach dem BWGÖD entschädigt worden„ Die

Wiedergutmachung der ihm durch Verfolgungsmaßnahmen ap; dem
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Gebiet der Sozialyersichérung entstandenen Schäden richte sich

jedoch nach dem Gesetz über die Behandlung der Verfolgten des

Nationalsozialismus in der Sozialversicherung (NVG) vom
22° August 1949, hier nach dem durch die Renténversicherungs—

neuregelungsgesetze nicht aufgehobenen @ 4 Abs° 5 NVGO Im vor—
liegenden Falle fehle es aber für die Zeit von Mai 1946 (Beginn

der Beschäftigung des Klägers bei der Dienststelle in Flensburg)

bis zu seinem Ausscheiden im September 1961 an dem in 5 4 Abs„5

NVG geforderten ursächlichen Zusammenhang zwischen Verfolgungs—

maßnahme und "Minderverdienst"° Wenn der Kläger während dieser

Zeit weniger verdient habe, als wenn er beim Arbeitsamt Walden—

burg über 1933 hinaus weiterbeschäftigt und entsprechend den

Wiedergutmachungsbescheiden höhergruppiert worden wäre, so sei

das keine Auswirkung von Verfolgungsmaßnahmen° Der frühere

Arbeitgeber des Klägers, die Reichsanstalt für Arbeitsvermitt—

lung und Arbeitslosenversicherung_(Arbeitsamt Waldenburg)‚ sei

1945 als Folge des ZusammenbruChs untergegangen‚ 1946 sei der
Kläger vertrieben worden; damals habe allgemein eine große

Arbeitslosigkeit bestanden, von der Verfolgte und Nichtverfolgte

in gleicher Weise betroffen worden seien° Auf die Vergütung

des Klägers von 1946 bis 1961 habe sich die Tatsache, daß er

1933 aus politischen Gründen entlassen worden sei, nicht oder

nur unwesentlich ausgewirkt„ Die Neufeststellung des Ruhe—

geldes des Klägers aus der Zusatzversorgungsanstalt des Bundes

und der Länder beruhe auf der Sonderregelung des 5 21 Abs„ 4
BWGÖD„ 11_ ' 1

Der Kläger legte die vom
LSG zugelassene ReVision ein9 er bean—

tragte,
? „

unter Aufhebung der angefochtenen Entscheidung

die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des

SG Schleswig vom 10() Februar 1965 zurückzuweisen°

Zur Begründung trug er im wesentlichen vor; Es müsse zwischen

den Zeiten vor 1945 und danach unterschieden werdeno Soweit
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der Kläger auf Grund der Wiedergutmachungsbescheide ab

10 Juni 1933 Wiedergutmachungszahlungen erhalten habe,

handele es sich nicht um Schadensersatz, sondern um echtes

Arbeitsentgelt, er sei "arbeitsrechtlich entschädigt",

für die Wiedergutmachungszahlungen sei er zur Lohnsteuer

herangezogen worden° Bei der Koppelung von Lohnsteuer

und Versicherungsbeiträgen sei die Rente gleichlaufend mit

der Lohnsteuer neu zu berechnen, Das NVG könne in derar—

tigen Fällen keine Anwendung finden, die Zeiten ab 1946

seien keine Verfolgungszeiten; sie seien jedoch "Wieder—

gutmachungszeiten", auf die die Vorschriften über "Beitrags—

nachentrichtung" anzuwenden seien,

Die Beklagte beantragte,

die Revision zurückzuweisen„

Sie berief sich auf die Vorschriften des BWGÖD, nach denen

die dem Kläger gewährten Zahlungen kein Arbeitsentgelt

seien; sie würden auch nicht von der Fiktion des @ 21a

Abs° 5 BWGÖDidF des 6„ Änderungsgesetzes erfaßt°

Auf eine Anfrage des Senats teilte der BMA am 22, Oktober

1969 mit, der Kläger habe keine Bezüge nach @ 21a Abs, gu
BWGÖD erhalten, es seien für ihn daher weder Pflichtbei—

träge zur Rentenversicherung nach @ 27a Abs, 5 bis Abstlo

BWGÖD zu entrichten, noch sei er nach Art, V Abs, 7 des

60 Änderungsgesetzes zum BWGÖD nachzuversichern°

Die Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil ohne

mündliche Verhandlung einverstanden,

II

Die Revision ist zulässig, sie ist aber nicht be—

gründet°
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Zunächst ist klarzustellen, daß der Kläger eine Erhöhung

seines Altersruhegeldes nur insoweit beantragt hat, als ihm

von dem wiedergutmachungspflichtigen Dienstherrn für die

Zeit vom 1, Januar 1939 bis zum 30° September 1961 Wiedergut—

machungsleistungen gewährt worden sind; nur hierüber haben

auch die Vorinstanzen entschieden, Die Ausführungen des Klä—

gers in der Revisionsbegründung, die sich auf Wiedergutmachungs-

leistungen für Zeiten vor dem 1° Januar 1939 beziehen, sind

schon aus diesem Grunde unbeachtlich° Wenn nach der Auffas—

sung des LSG die Wiedergutmachungeleistungen, die der Kläger

‚
auf Grund des Wiedergutmachungsbescheides vom 13° Juli 1954

— der insoweit durch den Wiedergutmachungsbescheid vom 80 Ja—

nuar 1963 nicht geändert worden ist — für die Zeiten vom

1° Januar 1939 (und schon ab 10 Oktober 1956) bis zum Zusam—‘

menbruch im Mai 1945 erhalten hat, bereits in dem Bescheid

der Beklagten vom 24, Januar 1962 und ebenso in dem angefoch—

tenen Bescheid vom 240 März 1964 der Rentenberechnung zugrunde—

gelegt worden sind, so wäre damit jedoch nicht, wie das LSG

meint, "die Klage, soweit sie den vom Kläger für diesen Zeit—

raum erhobenen Anspruch betraf, als unzulässig" abzuwaisen°

Dies würde vielmehr bedeuten, daß dieser Teil der Klagebggrüp;

922% nicht durchgriffe, die Zulässigkeit der Klage würde da—
durch nicht berührt° Das gleiche gilt auch für die Zeit vom
3, Mai 1945 bis zur Wiederverwendung des Klägers im öffent—

lichen Dienst ab Mai 1946, die nach den Darlegungen des LSG in

dem angefochtenen Bescheid als Ersatzzeit angerechnet ist;

hier kommt hinzu, daß der Kläger offenbar meint, seine Rente

sei trotzdem noch zu erhöhen, weil er auch für diese Zeit

Wiedergutmachungsleistungen erhalten habe; wenn dies nach der

Meinung des LSG nicht zugetroffen hat, so hat auch das nicht

die Zulässigkeit der Klage, sondern ihre Begründetheit be—

troffen,
_ _ _ 3 - _‚. 1

Obwohl das LSG die Klage sonach nicht "teilweise" als unzu—
lässig hat abweisen dürfen, ist die Revision des Klägers un—

_begründet‚ weil<hr von ihm erhobene Anspruch auf eine höhere
; ‘ 3 r ' r -|‘

‘—8—JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Rente nicht besteht° Für die Höhe des Altersruhegeldes

des Klägers kommt es neben den sonstigen Berechnungsfaktoren

auf die für den Kläger maßgebende ("persönliche") Renten—
bemessungsgrundlage an (@ 51 Abs° 1 des Angestelltenver—

sicherungsgesetzes —AVG—); sie wird durch das Verhältnis

des Bruttoarbeitsentgelts des Versicherten zu dem durch—

schnittlichen Bruttoarbeitsentgelt aller Versicherten wäh—

rend der zurückgelegten Beitragszeit bestimmt (@ 32 Abs„ 1
Satz 1 AVG)° Bei der Verhältnisrechnung ist für die in

5 32 Abs° 3 Buchst° a AVG genannten Zeiten "die Zahl der
entrichteten Beiträge jeder einzelnen Klasse" von Bedeu—

tung, für die in © 32 Abs° 3 Buchst" b AVG genannten Zeiten

"der Arbeitsentgelt, soweit er der Beitragsberechnung zu—

grunde lag"° Nach den bindenden Feststellungen des LSG

(@ 163 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)— die der Kläger

auch nicht angegriffen hat — sind jedoeh Bgiträgg aus den
dem Kläger vom wiedergutmachungspflichtigen Dienstherrn

gezahlten Wiedergutmachungsleistungen nicht an die Beklagte

abgeführt worden, die Beklagte kann daher diese Leistungen

für die persönliche Rentenbemessungsgrundlage des Klägers

nicht berücksichtigen° Der Senat kann in dem anhängigen

Verfahren, in dem es um
die Höhe der Rente‚ also um einen

Leistungsstreit geht, nicht darüber entscheiden, ob zu dem

bruttoarbeitsentgelt des Klägers in den Jahren 1945 bis
1961 neben dem Arbeitsentgelt, das er in dieser Zeit aus
der von ihm ausgeübten Beschäftigung erhalten hat und für

das Pflichtbeiträge abgeführt worden sind, auch die ihm

später gezahlten Wiedergutmachungsleistungen gehören‚ ob

Pflichtbeiträge aus diesen Leistungen nach 5 21a Abs„ 5

bis Absc 10 BWGÖDidF des 6„ Änderungsgcsetzää?E■°€■trich—
ten gewesen wären oder eine Nachversicherung nach Arte V

Abs„ 7 des 6„ Änderungsgesetzes erforderlich gewesen wäre°

{Dies hätte in einem Beitragsverfahren geklärt werden müssen;

sei es dadurch, daß die Beklagte die Beiträge vom wieder—

gutmachungspflichtigen Dienstherrn gefordert hätte, sei es

_.9_
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dadurch, daß der Kläger, falls die Beklagte seiner Meinung

nach zu Unrecht von der Geltendmachung des Anspruches auf

Beiträge gegenüber dem wiedergutmachungspflichtigen Dienst—

herrn abgesehen hätte, Klage gegen die Beklagte als den zustän—

digen Versicherungsträger auf Verurteilung zum Einzug dieser

Beiträge vom wiedergutmachungspflichtigen Dienstherrn erhoben

hätte (vgl° dazu Urteil des Bundessozialgerichts —BSG—vom

10, Februar 1960, BSG 11, 278, 279)° Das anhängige Verfahren
betrifft jedoch weder einen etwaigen Beitragsanspruch der Be—

klagten gegenüber dem wiedergutmachungspflichtigen Dienstherrn

noch einen Anspruch des Klägers gegen die Beklagte auf den Ein—

zug von Beiträgen beim wiedergutmachungspflichtigen Dienst—

herrn, s0ndern ausschließlich den vom Kläger erhobenen Anspruch

gegen die Beklagte auf eine höhere Bgntg; nur über den Renten—

anspruch des Klägers haben auch die Vorinstanzen entschieden,

In dem anhängigen Verfahren ist jedoch — wie dies auch das LSG

getan hat — weiter zu prüfen, ob die dem Kläger gewährten Wie—

dergutmachungsleistungen, obwohl Beiträge aus ihnen nicht ent—

richtet worden sind, auf anderem Wege für die Rentenhöhe be—

rücksichtigt werden können und müssen° Der Kläger hält dies

für erforderlich, weil nach seiner Meinung aufgrund der Wieder—

zgrgiphgryag .auszuglcichen sei9 derihmolme Berücksichtigung der
Wiedergutmachungsleistungen entstehen würde° Schädigungen in

der Sozialversicherung, die von der Wiedergutmachung nach dem

BWGÖD erfaßte Angestellte und Arbeiter erlitten haben, sind

jedenfalls bis zur Neueinfügung der Absätze 5 bis 10 in 9 21a
BWGÖD, die am 1° Januar 1961 in Kraft getreten sind (vgl( Art„

I Nr, 19 Buchst° f, Art, 8 Abs° 1 Nr° 9 des 6, Änderungsgeset—

zes) und bis zum gleichzeitigen Inkrafttreten des Art° V dieses

Gesetzes, dessen Absatz 7 die Nachversicherung der unter 5 21a

Abs° g BWGÖDfallenden Personen — frühestens vom 10 Januar 1954

an — behandelt, nicht nach dem BWGÖD, sondern nach den der Wie—

dergutmachung in‘der Sozialversicherung dienenden besonderen

1 1

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 10 _

Vorschriften zu beurteilen (Blessin—Ehrig—Wilden9 Bundes—

entschädigungsgesetze, 50 Aufl° 19609 ucao Anm° 7 zu @ 1

BWGÖD;Anders, KommtzumBWGöD,20 Aufl„ 1956, Anm„3 zu
9 21 — beide für die Rechtslage vor dem 60 Änderungsgesetz

zum BWGÖD; ferner Anders in DV—Blatt 1965, 569)0 Seit dem

Inkrafttreten der Rentenversicherungsneuregelungsgesetze

sind dies die @@28 Abs„ 1 Nr° 4 AVG (Ersatzzeitenrege—
lung) und 29 Nr° 5 AVG (Wartezeitfiktion); neben diesen

Vorschriften sind jedoch die Absätze 4 und 5 des @ 4 NVG

unter Anpassung an die seit dem 10 Januar 1957 bestehende

Rechtslage weiterhin geltendes Recht (vglc Urteile des BSG

vom 29„ Juni 1967 und vom 60 Juli 1967‚ BSG 27, 49 und 58)„

Die Anpassung an die Rechtslage seit dem 19 Januar 1957

bedeutet, daß an die Stelle der Steigerungsbeträge in 5 4

Abso 4 und 5 die persönliche Rentenbemessungsgrundlage

tritt, daß nach 5 4 Absg 4 das wahrscheinliche Brutto—

arbeitsentgelt während der Verfolgungszeit bei der Ermitt—

lung der persönlichen Rentenbemessungsgrundlage mit zu
berücksichtigen ist, sofern dies zu einer höheren persön—

lichen Rentenbemessungsgrundlage führt und daß nach @ 4

Abse 5 bei der Berechnung der persönlichen Rentenbemes—

sungsgrundlage das Bruttoarbeitsentgelt zugrunde gelegt

werden muß, das der Versicherte aus dem vor der Verfol—

gungszeit bestehenden Arbeitsverhältnis, falls es fort—

gesetzt worden wäre, bezogen hätte° Der Kläger meint

offenbar, das wahrscheinliche Bruttoarbeitsentgelt während

der Verfolgungszeit (@ 4 Abs„ 4 NVG) decke sich mit den ihm

in den Wiedergutmachungsbescheiden zugesprochenen Leistun—

gen und diese Leistungen gehörten auch zu dem Arbeitsent—

gelt, das er bei Fortbestehen seines letzten Arbeitsver—

_
hältnisses ohne die verfolgungsbedingte Entlassung bezogen

hätte (@ 4 Abs° 5 NVG)° Ob nach der Einfügung sozialver—
sicherungsrechtlicher Vorschriften in das BWGÖD durch das
691Änderungsgesetz daneben noch für den Geltungsbereich des
BWGÖD die Absätze 4 und 5 des 5 4 NVG weiterhin anwendbar
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sind, kann dahingestellt bleiben° Auch wenn dies der Fall

wäre, könnte der Kläger aus diesen Vorschriften den Anspruch

auf eine höhere Rente nicht herleiten° @4 Abso 4 NVG kommt
nicht in Betracht, weil der Kläger die Gewährung einer höheren

Rente nur insoweit beantragt hat, als ihm Wiedergutmachungs—

leistungen für die Zeit ab 1° Januar 1939 gewährt werden sind

und weil in die Zeit ab 10 Januar 1939 keine verfolgungsbe—

dingte Ersatzzeit fällt; die dem Kläger vom Zusammenbruch bis

zu seiner Wiederverwendung bei der Dienststelle in Flensburg

ab Mai 1946 angerechnete Ersatzzeit ist nicht eine Ersatzzeit

wegen einer durch Verfolgungsmaßnahmen bedingten Arbeitslosig—

keit (5 28 Abs° 1 Nr° 4 AVG), sondern eine Ersatzzeit wegen
Arbeitslosigkeit infolge Vertreibung (% 28 Absc 1 Nr° 6 AVG),

auf Vertreibungszeiten ist aber 5 4 Abs„ 4 NVG nicht anwendbar°

Die dem Kläger für die Zeit vom 1° Januar 1939 bis zum Zusammen—

bruch im Mai 1945 zuerkannten Wiedergutmachungsleistungen; die

dem Ausgleich des Unterschiede zwischen seinen in dieser Zeit

aus Verfolgungsgründen niedrigeren Bezügen beim Amtsgericht und

Finanzamt in Landeshut gegenüber den letzten Bezügen beim Ar-

beitsamt Waldenburg und unter Berücksichtigung der Höhergruppie—

rung ab 1„ Januar 1939 nach den Wiedergutmachungsbescheiden ge—

dient haben, sind schon in dem Bescheid der Beklagten vom 246Ja—

nuar 1962 und ebenso auch in dem angefochtenen Bescheid vom
8° Januar 1963 bei der Rentenberechnung nach 9 4 Abso ä NVG be—

rücksichtigt werden (vglc dazu auch das Schreiben der Beklagten

an den Kläger vom 170 März 1960, angeheftet an die Versicherungs—

karte Nro 5 in der Rentenakte der Beklagten)° Darüber hinaus

bliebe für eine Anwendung des @ 4 Abs„ 4 und Abs° 5 NVG somit

nach der Vorstellung des Klägers noch die Zeit vom Mai 1945

bis September 1961, weil auch für die Zeit der Arbeitslosig—

keit von Mai 1945 bis Ende Mai 1946 Wiedergutmachungsleistun—

gen gewährt werden sind und weil er ab Ende Mai 1946 in einem

Arbeitsverhältnis gestanden hat9 in dem er niedriger vergütet

worden ist und durch das deshalb auch seine Rente geringer ge-

worden ist, als sie bei Weiterbestehen seines Arbeitsverhält—
' 1 1

.
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nisses beim Arbeitsamt Waldenburg unter Berücksichtigung

der Höhergruppierungen am 10 Januar 1939 und ab 1° Januar

1951 gewesen wäreo- Er ist damals aber nicht7 wie dies für

eine Rentenerhöhung nach @ 4 Abs? 4 NVG erforderlich wäre,

aus Verfolgungsgründen arbeitslos gewesen und er hat das

anschließende neue Arbeitsverhältnis nicht, wie dies @ 4

Abs° 5 NVG verlangt, "aus den in @ 1 Abso 1 Nr° 1 (NVG)

genannten Gründen", nämlich aus Verfolgungsgründen eingehen

müssen„ Das LSG hat zutreffend ausgeführt9 daß
— wie dies

auch in dem Urteil des BSG vom 21(; Juli 1959, BSG 10, 175 f

zu @ 3 Abs° 1 NVG dargelegt ist — nach allgemeiner Erfahrung

gerade die früher politisch Verfolgten, zu denen der Kläger

gehört, nach dem Zusammenbruch beygrgugt in Arbeit vermit—

telt worden seien und daß eine Berücksichtigung der früheren

verfolgungsbedingten Entlassung zuungunsten des Stellenbe—

werbers schlechthin undenkbar gewesen sei„ Der Kläger selbst

hat im Verfahren auch niemals behauptet, daß seine Arbeits—

losigkeit in den Jahren 1945und 1946und die niedrigere
Vergütung bei der Dienststelle in Flensburg in der folgenden

Zeit noch etwas mit seiner früheren politischen Verfolgung

zu tun gehabt hätten° Seine damalige Arbeitslosigkeit und

die Verschlechterung seines Arbeitseinkommens ab Mai 1946

sind vielmehr Folgen des Zusammenbruchs und der Vertreibung„

Von diesen Ereignissen wäre der Kläger auch dann betroffen

worden? wenn er nicht Verfolgter gewesen wäre‚ er hätte

ebenso wie nicht verfolgte Vertriebene ein neues Arbeits—

verhältnis eingehen müssen‚ auch wenn sein Arbeitsentgelt

niedriger gewesen wäre als sein Arbeitsentgelt vor der Ver—

treibung° Es kommt hinzu, daß der Arbeitgeber des Klägers

bei der verfolgungsbedingten Entlassung im Jahre 1933, näm—

lich die frühere Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und

Arbeitslosenversicherung (Arbeitsamt Waldenburg)9 infolge

des Zusammenbruchs untergegangen ist und der Kläger mög—

licherweise auch deshalb nach dem Zusammenbruch sich mit

einer niedriger vergüteten Beschäftigung hätte abfinden
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müssen° Die damaligen Verhältnisse la$sen deshalb nicht

den Schluß zu, daß das Eingehen eines geringer vergüteten

Arbeitsverhältnisses ab Mai 1946 überhaupt oder auch nur

im wesentlichen auf Verfolgungsgründen beruht hat„ Es fehlt

also an dem in 5 4 Abs„ 5 NVG geforderten ursächlichen Zusam—

menhang zwischen der Verfolgung und dem gegenüber der Be—

schäftigung vor der Verfolgung niedrigeren Arbeitsentgelt

und der sich hieraus ergebenden niedrigeren Renten Der Klä—

ger kann sich demgegenüber nicht darauf berufen, daß ihm die

Wiedergutmachungsleistung nach dem BWGÖD ohne Rücksicht auf

die Folgen des Zusammenbruchs gewährt und daß aus diesen

Leistungen Beiträge an die Zusatzverscrgungsanstalt des Bun—

des und der Länder abgeführt worden sind und sich damit sein

Anspruch auf Zusatzversorgung entsprechend erhöht hate Der

Umfang der Wiedergutmachung in der Sozialversicherung deckt

sich nicht notwendigerweise mit dem Umfang der Wiedergut—

machung im öffentlichen Dienst° Zwar betreffen die Wieder—

gutmachungsvorschriften des BWGÖD, des Bundesentschädigungs—

gesetzes (BBG), der Rentenversicherungsgesetze und des NVG

(Soweit es noch in Kraft ist) weitgehend denselben Personen—

kreis, sie beziehen sich aber auf verschiedene Schädigunge—

tatbestände und knüpfen an sie unterschiedliche Rechtsfolgena

Das BWGÖD zielt grundsätzlich darauf ab9 bei dem Verfolgten

die ihm durch die Verfolgung entzogenen Beamtenrechte oder,

soweit es sich um nicht im Beamtenverhältnis stehende Ange—

stellte und Arbeiter handelt, die besondere Rechtsstellung,

die sich aus der Beschäftigung im öffentlichen pienst ergibt9

wieder herzustellen und das ihm zugefügte Unrecht, den Scha—

den, der ihm sowie seinen versorgungsberechtigten Hinterblie—

benen in_geinem Dienst— oder Arbeitsgerhältnis oder in seiner

Versorgung entstanden ist (5 1 BWGÖD), zu beseitigen; der Ver—
meidung eines Schadens in der aus dem Dienst— oder Arbeitsver—

hältnis stammenden Versorgung dient auch 5 21 Abs° 4 BWGÖD;

dort ist bestimmt, daß der wiedergutmachungspflichtige Dienst—

, \ _ .} r « V
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herr auch Wiedergutmachung für den Schaden zu gewähren hat9

den ein Angestellter oder Arbeiter durch Entlassung oder

vorzeitige Beendigung seines Arbeitsverhältnisses in einer

zusätzlichen Alters— und Hinterbliebenenversorgung des

öffentlichen Dienstgg erlitten hat° Das EEG dagegen räumt
einen Entschädigungsanspruch nur den unrechtmäßig entlas—

senen Angehörigen des öffentlichen Dienstes ein‚ denen

durch die in 9 99 Abs° 1 Nr° 1 bis 4 BBG aufgeführten Maß—

nahmen Dggügg entgangen sind° Dieser Entschädigungsanspruch

tritt an die Stelle eines auf Ausgleich des wi;tgghgftlighgg
Schadens gerichteten Schadensersatzanspruchs (vgl„ Urteil

des Bundesgerichtshofes vom 20„ März 1957, RZW 19579 244,
247; Blessin—Ehring—Wilden, Anm° 10 zu 5 1 BWGÖD und IV Anmo

10 zu 5 9 EEG)° Dem gleichen Zweck wie das BBG, nämlich

dem Ausgleich entgangener Dgg@gg, dient jedoch auch 5 4
Abs„ 5 NVG, soweit nach dieser Vorschrift eine den niedrige—

ren Bezügen entsprechend geringere Rente zu erhöhen ist°

Sowohl ein Entschädigungsanspruch nach dem EEG als auch ein

Entschädigungsanspruch nach 5 4 Abs° 5 NVG kann aber nicht

gegeben sein, soweit ein Schaden nicht durch die Verfolgung?

sondern aus anderen Gründen, wie etwa dem allgemeinen Zusam—

menbruch und einer auf ihm beruhenden Vertreibung entstanden

ist° Dementsprechend ist in 5 9 Abso 5 DEG bestimmt, daß

"für Schäden, die auch ohne die Verfolgung entstanden waren

°°g keine Entschädigung gewährt wird"„ Der hierin zum Aus—

druck gebrachte Grundsatz der sogenannten "überholenden Kau—

salität" gilt auch für @4 Abs° 5 NVG° Auf ähnlichen Erwä—
gungen beruht auch das oben genannte Urteil des BSG in BSG

10, 175„ Im Anwendungsbereich des BWGöD ist jedoch ein dem

5 9 Abs° 5 EEG entsprechender allgemeiner Grundsatz nicht

enthaltene Hierauf ist es zurückzuführen, daß die Ansprüche

des Verfolgten auf Wiedergutmachung nach dem BWGÖDweiter

gehen können als die Ansprüche nach dem NVG°
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Kläger steht sonach
eine

höhere'Rente als die, die ihm

der Beklagten in dem angefochtenen Bescheid gewährt wor—

ist9 unter keinem rechtlichen Gesichtspunkt zu° Das LSG
daher

zu Recht auf die Berufung der Beklagten das Urteil

SG aufgehoben° Die Revision des Klägers ist unbegründet

zurückzuweisen (@ 170 Abs° 1 Satz 1 SGG)„

Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 193 SGG„
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